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AMNESTY INTERNATIONAL MEDIENMITTEILUNG 

Unter Sperrfrist bis Dienstag, 6. Februar, 11.00 Uhr 

Schweiz – Abstimmung im Kanton Zürich 

Demonstrationsfreiheit in Gefahr  

Zürich (06.02.2024) – Am 3. März 2024 wird im Kanton Zürich über die SVP-Initiative «Durchsetzung 

von Recht und Ordnung» und den Gegenvorschlag abgestimmt. Beide Vorlagen bedrohen die Meinungs- 

und Versammlungsfreiheit. Sie greifen unsere garantierten Rechte an und benachteiligen junge 

Menschen bei wichtigen Anliegen. An einer Medienkonferenz in Zürich riefen Vertreter*innen der 

Zivilgesellschaft eindringlich zu einem doppelten Nein auf. 

Sowohl die SVP-Initiative als auch der Gegenvorschlag des Kantons sehen eine generelle 

Bewilligungspflicht als Voraussetzung für jede Demonstration vor sowie die Überwälzung der Kosten für 

allfällige Polizeieinsätze auf die Demonstrierenden. Friedliche Demonstrant*innen und sogar 

unbeteiligte Passant*innen könnten mit hohen Summen zur Kasse gebeten werden. 

«Nach Völkerrecht dürfen Behörden die Ausübung der Meinungs- und Versammlungsfreiheit nicht von 

einer Genehmigung abhängig machen. Solange eine Demonstration friedlich verläuft, ist sie durch das 

Recht auf friedliche Versammlung geschützt, auch wenn sie nicht genehmigt wurde. Dies gilt auch 

dann, wenn es zu Störungen oder gewissen Einschränkungen der öffentlichen Ordnung kommt», 

betonte Patrick Walder, Kampagnenkoordinator bei Amnesty Schweiz. 

«Es ist Aufgabe der Behörden und nicht der Demonstrierenden, die Sicherheit bei Versammlungen zu 

gewährleisten. Die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung während einer Versammlung darf nicht 

zu Lasten von Personen gehen, die Demonstrationen organisieren oder daran teilnehmen. Die drohende 

Kostenüberwälzung hat eine abschreckende Wirkung auf die Meinungs- und Versammlungsfreiheit, 

indem sie die Ausübung dieser Rechte verhindert oder einschränkt.» 

 
Zivilgesellschaft mobilisiert für Demonstrationsfreiheit 

«Die Versammlungsfreiheit gehört zu den Fundamenten der Demokratie. Bürokratische Hürden und die 

einschüchternde Wirkung neuer Kostenfallen schwächen die demokratische Lebenswelt, die wir gerade 

jetzt stärken sollten», sagte Matthias Mahlmann, Professor für öffentliches Recht an der Universität 

Zürich.  

Markus Husmann von den Demokratischen Juristinnen und Juristen Schweiz ergänzt: «Mit der 

Einführung einer generellen Bewilligungspflicht und einer weitreichenden Kostenüberwälzung für 

Polizeieinsätze bei Demonstrationen werden Rahmenbedingungen geschaffen, welche die freie 

Meinungsäusserung zu einem risikobehafteten und beschwerlichen Vorhaben machen.» 

«Wer in einer freien Gesellschaft leben will, muss gewisse Störungen tolerieren. Nur das Strafrecht ist 

dazu da, gewalttätige Handlungen einzelner zu bestrafen. Diese Initiative setzt sich darüber hinweg und 

führt über die zwingende Kostenüberwälzung die Sippenhaft ein. Das ist ein klarer Angriff auf den 

liberalen Rechtsstaat», sagt Sanija Ameti, Co-Präsidentin von Operation Libero. 

Insbesondere für Jugendliche und Ausländer*innen, die politisch nicht mitbestimmen dürfen, sind 

Demonstrationen eine Möglichkeit, an der politischen Debatte teilzuhaben. «Wir sollten Jugendliche, 

die sich für Politik interessieren und auf die Strasse gehen, nicht kriminalisieren, sondern ernst 

nehmen», sagte Florian Hebeisen, Vorstandsmitglied der Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft der 

Jugendverbände.  
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«Wir verdanken es den Aktivist*innen auf der Strasse, dass der Klimawandel auf der globalen Agenda 

steht. Wer unsere Lebensgrundlagen schützen will, muss die Meinungs- und Versammlungsfreiheit 

schützen», betont Iris Menn, Geschäftsführerin von Greenpeace Schweiz. 

Die SVP-Initiative und der Gegenvorschlag des Kantons bedrohen die Meinungs- und 

Versammlungsfreiheit, die in der Bundesverfassung und im Völkerrecht garantiert sind. Friedlich zu 

demonstrieren ist ein Grundrechtrecht und keine Gefälligkeit, die von den Behörden gewährt oder 

verweigert werden kann. Ein Nein zu den Vorlagen in Zürich ist auch deshalb wichtig, weil in anderen 

Schweizer Städten ähnliche Gesetzesinitiativen oder Massnahmen geplant oder bereits in Kraft sind. 

 

Rechtliche Analyse und Argumente gegen Initiative und Gegenvorschlag hier  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.amnesty.ch/de/laender/europa-zentralasien/schweiz/dok/2024/abstimmung-demonstrationsfreiheit/argumente-gegen-die-svp-initiative
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STATEMENTS MEDIENKONFERENZ 

 

«Die Versammlungsfreiheit gehört zu den Fundamenten der Demokratie. Menschen haben das Recht, 

mit anderen ihre Meinungen sichtbar für alle auszudrücken. Demokratie braucht eine lebendige, 

kontroverse, manchmal Geduld und Toleranz fordernde politische Kultur. Die Versammlungsfreiheit 

ermöglicht Menschen, ob Minderheit oder Mehrheit, Probleme ungefiltert sichtbar zu machen, 

gesellschaftliche Prozesse anzustossen, politische Vereinzelung zu überwinden und Wertvorstellungen 

öffentlich zu verteidigen. Bürokratische Hürden und subtile Einschüchterung durch neu geschaffene, 

praktisch unnötige Kostenfallen schwächen deshalb die demokratische Lebenswelt, die wir gerade jetzt 

stärken sollten.» 

Matthias Mahlmann, Professor für öffentliches Recht, Universität Zürich 

 

«Demonstrationen sind auch ein Gradmesser für Befindlichkeiten an den Rändern des 

gesellschaftlichen und politischen Spektrums. Mit der Einführung einer generellen Bewilligungspflicht 

und einer weitreichenden Kostenüberwälzung für Polizeieinsätze bei Demonstrationen werden 

Rahmenbedingungen geschaffen, welche die freie Meinungsäusserung zu einem risikobehafteten und 

beschwerlichen Vorhaben machen. Damit wird das Politische im Kern angegriffen.» 

Markus Husmann, Rechtsanwalt, Demokratische Jurist*innen Schweiz 

 

«Der Zweck einer liberalen Demokratie liegt darin, möglichst viel Freiheit für möglichst viele Menschen 

zu gewährleisten. Insbesondere für Jugendliche und Ausländer:innen, die politisch nicht mitbestimmen 

dürfen, ist die Versammlungsfreiheit ein essentielles Freiheitsrecht. Wer in einer freien Gesellschaft 

leben will, muss gewisse Störungen tolerieren können. Für gewalttätige Handlungen hingegen ist einzig 

das Strafrecht zuständig, welches das Individuum bestraft. Diese Initiative setzt sich über das 

Strafrecht hinweg und führt über die zwingende Kostenabwälzung die Sippenhaft ein. Damit greift sie 

den liberalen Rechtsstaat fundamental an und hat in unserer Demokratie nichts verloren.»  

Sanija Ameti, Co-Präsidentin Operation Libero 

 

«Demonstrationen sind gerade für die nicht stimmberechtigte Jugend ein wichtiges Mittel der 

politischen Partizipation. Diese demokratiefeindlichen Vorlagen schaffen neue Hürden für junge 

Erwachsene, sich politisch zu engagieren. Die Bewilligungspflicht und Kostenüberwälzung würden es 

der unterrepräsentierten Jugend weiter erschweren, sich für ihre Anliegen stark zu machen. Hürden 

schaffen, wenn es unser Ziel sein sollte, die politische Partizipation zu fördern: Mit einer Annahme 

würden wir einen gewaltigen Rückschritt machen. Wir sollten politikinteressierte Jugendliche, die auf 

die Strasse gehen, nicht kriminalisieren, sondern ernst nehmen.» 

Florian Hebeisen, Vorstandsmitglied Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände SAJV 

 
«Gewaltfreie Demonstrationen und ziviler Ungehorsam sind eine Form der politischen 
Meinungsäusserung. Sie gehören zu einer Demokratie und sind für den Schutz des Klimas und der 
Artenvielfalt zentral. Wir verdanken Greenpeace-Aktivistinnen und Aktivisten und vielen tausend 
weiteren mutigen Menschen, dass der Klimawandel, die Zerstörung der Wälder und die Ausbeutung der 
Meere global auf der Agenda stehen. In der Schweiz sorgten Demonstrationen mit zehntausenden 
Menschen, dass der Druck für eine nachhaltige Klimapolitik aufrechterhalten bleibt. Wer unsere 
Lebensgrundlagen schützen will, muss die Meinungs- und Versammlungsfreiheit schützen! Deshalb 
sagt Greenpeace Nein zu den Vorlagen in Zürich.» 

Iris Menn, Geschäftsleiterin Greenpeace  
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«Nach Völkerrecht dürfen Behörden die Ausübung der Meinungs- und Versammlungsfreiheit nicht von 

einer Genehmigung abhängig machen. Solange eine Demonstration friedlich verläuft, ist sie durch das 

Recht auf friedliche Versammlung geschützt, auch wenn sie nicht genehmigt wurde. Dies gilt auch 

dann, wenn es zu Störungen der öffentlichen Ordnung kommt. Es ist Aufgabe der Behörden und nicht 

der Demonstrierenden, die Sicherheit bei Versammlungen zu gewährleisten. Die drohende 

Kostenüberwälzung hat eine abschreckende Wirkung auf die Meinungs- und Versammlungsfreiheit, 

indem sie die Ausübung dieser Rechte verhindert oder einschränkt.» 
Patrick Walder, Kampagnenkoordinator bei Amnesty Schweiz. 
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RECHTLICHE ANALYSE DER SVP-INITIATIVE ZUR DEMONSTRATIONSFREIHEIT 

Eine Bedrohung für die Demonstrationsfreiheit  

Im Kanton Zürich wird am 3. März 2024 über eine SVP-Initiative und einen Gegenvorschlag 
abgestimmt, die Einschränkungen der Demonstrationsfreiheit vorsehen. Die Analyse von Amnesty 
International zeigt, dass die Vorlagen gegen Völker- und Verfassungsrecht verstossen und die 
Demonstrationsfreiheit ernsthaft gefährden. 

Die Volksinitiative der jungen SVP «Durchsetzung von Recht und Ordnung (Anti-Chaoten-Initiative)» 
kommt am 3. März 2024 zur Abstimmung im Kanton Zürich. Gleichzeitig wird über einen 
Gegenvorschlag des Kantonsrats abgestimmt. Amnesty International lehnt beide Vorlagen ab, da sie die 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit in unzulässiger Weise einschränken würden. Eine ähnliche 
Volksinitiative hat die SVP im Kanton Basel-Stadt lanciert.  

Beide Vorlagen – die SVP-Initiative und der Gegenvorschlag – fordern im Wesentlichen eine generelle 
Bewilligungspflicht für Demonstrationen sowie die Überwälzung der Kosten für Polizeieinsätze auf die 
Organisator*innen und Teilnehmer*innen nicht bewilligter Demonstrationen. Der Gegenvorschlag 
verlangt gar eine zwingende Kostenüberwälzung der Polizeieinsätze auf die Verursacher*innen (womit 
Teilnehmer*innen und Organisator*innen gemeint sind), wenn diese vorsätzlich gehandelt haben. 

Abschreckend und völkerrechtswidrig 

Amnesty International ist besorgt, dass die angestrebten Gesetzesänderungen das Recht auf Protest 
ernsthaft gefährden. Aufgrund der abschreckenden Wirkung könnten sie dazu führen, dass Personen 
sich nicht mehr wagen, an Kundgebungen teilzunehmen oder solche zu organisieren. Die vorgesehene 
Kostenüberwälzung für Organisator*innen und Teilnehmer*innen, die einen strafenden Charakter 
aufweist, hat eine erhebliche abschreckende Wirkung auf die Ausübung der Rechte auf freie 
Meinungsäusserung und friedliche Versammlung. Der UNO-Menschenrechtsausschuss betont, dass 
Beschränkungen friedlicher Versammlungen nicht «den Kern des Rechts beeinträchtigen oder darauf 
abzielen dürfen, Personen von der Teilnahme an Versammlungen abzuhalten oder eine abschreckende 
Wirkung zu erzielen».1 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte,2 der UNO-Menschenrechtsausschuss3 und auch das 
Bundesgericht4 haben anerkannt, dass dieser sog. «Chilling effect» eine Verletzung des Rechts auf freie 
Meinungsäusserung und friedliche Versammlung darstellen kann, indem er die Ausübung dieser Rechte 
verhindert oder einschränkt.  

1. Kostenüberwälzung für Polizeieinsätze 
1.1. Aufgaben der Polizei, nicht der Veranstalter*innen 

Es ist grundsätzlich die Aufgabe des Staates und nicht der Organisator*innen, an Demonstrationen für 
die Gewährleistung der Sicherheit zu sorgen. Der UNO-Menschenrechtsausschuss hat immer wieder 
daran erinnert, dass die Hauptverantwortung für die Verwirklichung des Rechts, sich friedlich zu 

 
1 UNO-Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung 37, UNO Dok. CCPR/C/GC/37, Para. 36. 
2 Siehe beispielsweise Tatár and Fáber v Hungary, Application nos. 26005/08 and 26160/08, 9 June 2012, para. 41;  Bumbeș 

v. Romania, Application no. 18079/15, 3 May 2022, para 101; Peradze and Others v. Georgia, Application no. 5631/16, 15 

December 2022, paras. 46-47. 
3 UNO-Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung 37, UNO Dok. CCPR/C/GC/37, Para. 10. 
4 BGE 143 I 147, E. 3.3. und E. 11; ferner BGer, 22.4.2021, 1B_285/2020, E. 4.4.2. 

https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsrdB0H1l5979OVGGB%2BWPAXj3%2Bho0P51AAHSqSubYW2%2FRjpx65WYTJlg4IbLTUz3pDilW4CrHlIIls%2FYX6qNuk6Ze0omKuUloLgpOxEJyoDmb
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-111421
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216937
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-216937
https://hudoc.echr.coe.int/?i=001-221542
https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsrdB0H1l5979OVGGB%2BWPAXj3%2Bho0P51AAHSqSubYW2%2FRjpx65WYTJlg4IbLTUz3pDilW4CrHlIIls%2FYX6qNuk6Ze0omKuUloLgpOxEJyoDmb
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versammeln, bei den Staaten liegt.5 Wenn eine Versammlung zu einer schweren Störung der 
öffentlichen Ordnung führt, ist es somit die Aufgabe des Staates und nicht der Organisator*innen oder 
des internen Ordnungsdienstes den verursachten Schaden zu begrenzen.6 

Gemäss EGMR dürfen die Organisator*innen einer Demonstration nicht für das Verhalten der 
Teilnehmer*innen verantwortlich gemacht werden, vor allem, wenn sie weder explizit durch aktive und 
direkte Teilnahme noch implizit, z. B. durch Unterlassen von Warnungen oder Aufforderungen, daran 
beteiligt waren.7 Auch friedliche Teilnehmer*innen dürfen nicht für die verwerflichen Handlungen 
anderer verantwortlich gemacht werden. Die Freiheit, an einer friedlichen Versammlung teilzunehmen, 
ist von solcher Bedeutung, dass eine Person grundsätzlich für die Teilnahme an einer Demonstration 
nicht bestraft werden darf (auch nicht mit Disziplinarstrafen), wenn die betreffende Person bei dieser 
Gelegenheit selbst keine strafbare Handlung begeht.8 Dies gilt selbst dann, wenn die Demonstration zu 
Schäden oder anderen Unruhen führt.9  

Auch der UNO-Menschenrechtsausschuss sowie das Bundesgericht haben klargestellt, dass einzelne 
Gewalttaten einiger Teilnehmer*innen nicht anderen Teilnehmer*innen, den Organisator*innen oder der 
Demonstration als solche angelastet werden dürfen.10 So kann es vorkommen, dass einige 
Teilnehmer*innen einer Versammlung vom Recht auf Versammlungsfreiheit geschützt sind und andere 
nicht.11 Organisator*innen können nur «für ihr eigenes rechtswidriges Verhalten» zur Verantwortung 
gezogen werden. 12 Sie können unter keinen Umständen verpflichtet werden, für Schäden 
aufzukommen, die von anderen Versammlungsteilnehmer*innen verursacht wurden (es sei denn, sie 
haben dazu angestiftet oder sie anderweitig direkt verursacht).13 

Der UNO-Menschenrechtsausschuss ist entsprechend zum Schluss gekommen, dass Forderungen an 
Teilnehmer*innen oder Organisator*innen, für die Kosten von Polizeieinsätzen oder 
Sicherheitsmassnahmen im Zusammenhang mit friedlichen Versammlungen aufzukommen oder sich 
daran zu beteiligen grundsätzlich nicht mit dem Recht auf Versammlungsfreiheit vereinbar sind.14 Auch 
der Uno-Sonderberichterstatter über das Recht auf friedliche Versammlung und Vereinigungsfreiheit 
hat erklärt, dass den Organisator*innen keine finanziellen Kosten für die Bereitstellung öffentlicher 
Dienstleistungen während einer Versammlung, wie z. B. Polizeieinsätze und andere 
Sicherheitsmassnahmen, entstehen sollten.15 

Auch die Venedig Kommission erachtet die Kostenüberwälzung an die Organisator*innen als 
völkerrechtswidrig. Sie hat in ihren Richtlinien erläutert, dass angesichts der staatlichen Pflicht, 

 
5 UNO-Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung 37, UNO Dok. CCPR/C/GC/37, Para. 31. 
6 OSCE/ODIHR – Venice Commission Guidelines on Peaceful Assembly (3rd edition, 2020), CDL-AD(2019)017rev, Para. 224. 
7 Mesut Yıldız und andere gegen die Türkei, 2017, § 34; Kemal Çetin gegen die Türkei, 2020, §§ 50-51; ähnlich auch Self-

Evaluation OSCE Chairmanship, SKMR, 24. Oktober 2015: «We recommend making the principle of allowing peaceful, but 

unauthorized demonstrations to go ahead, to not punish participants of such demonstrations and to deal with potentially or 

actually violent protesters individually (including arrest, prosecution and punishment), the standard rule of police engagement, if 

not already done so. This principle also should apply if prior permission for the demonstration was sought and rejected, but 

people, nevertheless, took to the streets, as long as protests are (mostly) peaceful». 
8 EGMR, Ezelin gegen Frankreich, 1991, § 53; Galstyan gegen Armenien, 2007, § 115; ähnlich auch BGer, 18.10.2023, 

6B_138/2023, E. 3.3.2. 
9 Taranenko gegen Russland, 2014, § 88. 
10 UNO-Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung 37, UNO Dok. CCPR/C/GC/37,  Para. 17; BGE 143 I 147, E. 3.2; 

Siehe auch OSZE: Self-Evaluation OSCE Chairmanship, SKMR, 24. Oktober 2015, S. 14, 81. 
11 UNO-Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung 37, UNO Dok. CCPR/C/GC/37,  Para. 17; ähnlich auch das 

Bundesgericht, BGE 143 I 147, E. 3.2: «Kleinere Gruppen, die am Rand einer Versammlung randalieren, können den 

Grundrechtsschutz für die Versammlung als Ganzes hingegen nicht beseitigen». 
12 UNO-Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung 37, UNO Dok. CCPR/C/GC/37, Para. 65. 
13 OSCE/ODIHR – Venice Commission Guidelines on Peaceful Assembly (3rd edition, 2020), CDL-AD(2019)017rev, Para. 224. 
14 UNO-Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung 37, UNO Dok. CCPR/C/GC/37, Para. 64. 
15 A/HRC/20/27, Para. 31. 

https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsrdB0H1l5979OVGGB%2BWPAXj3%2Bho0P51AAHSqSubYW2%2FRjpx65WYTJlg4IbLTUz3pDilW4CrHlIIls%2FYX6qNuk6Ze0omKuUloLgpOxEJyoDmb
https://www.venice.coe.int/webforms/documents/default.aspx?pdffile=CDL-AD(2019)017rev-e
https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsrdB0H1l5979OVGGB%2BWPAXj3%2Bho0P51AAHSqSubYW2%2FRjpx65WYTJlg4IbLTUz3pDilW4CrHlIIls%2FYX6qNuk6Ze0omKuUloLgpOxEJyoDmb
https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsrdB0H1l5979OVGGB%2BWPAXj3%2Bho0P51AAHSqSubYW2%2FRjpx65WYTJlg4IbLTUz3pDilW4CrHlIIls%2FYX6qNuk6Ze0omKuUloLgpOxEJyoDmb
https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsrdB0H1l5979OVGGB%2BWPAXj3%2Bho0P51AAHSqSubYW2%2FRjpx65WYTJlg4IbLTUz3pDilW4CrHlIIls%2FYX6qNuk6Ze0omKuUloLgpOxEJyoDmb
https://www.venice.coe.int/webforms/documents/default.aspx?pdffile=CDL-AD(2019)017rev-e
https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsrdB0H1l5979OVGGB%2BWPAXj3%2Bho0P51AAHSqSubYW2%2FRjpx65WYTJlg4IbLTUz3pDilW4CrHlIIls%2FYX6qNuk6Ze0omKuUloLgpOxEJyoDmb
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Versammlungen zu ermöglichen, und des allgemeinen Auftrags zur Gewährleistung der öffentlichen 
Ordnung die Behörden von den Organisator*innen einer Versammlung keine Gebühren für die 
Bereitstellung einschlägiger Dienstleistungen erheben dürfen, einschliesslich angemessener und 
geeigneter polizeilicher Massnahmen. Auch dürfen sie die Erleichterung einer Versammlung nicht von 
der Zahlung derartiger Gebühren abhängig machen. Die Erhebung von Gebühren von Organisator*innen 
kann eine unverhältnismässige vorherige Einschränkung darstellen.16 

1.2.  Es droht eine Einschüchterungs- und Abschreckungswirkung 

Es ist unzulässig den Organisator*innen und Teilnehmer*innen von grundrechtlich geschützter 
Demonstrationen Polizeikosten zu überwälzen, weil damit die Grundrechtsausübung durch die Furcht 
vor negativen Folgen vereitelt wird. Sie zu verpflichten, solche Gebühren zu zahlen, würde eine 
erhebliche Abschreckung für diejenigen darstellen, die ihr Recht auf friedliche Versammlung 
wahrnehmen wollen, und könnte prohibitive Kosten verursachen.17 

1.3.  Fehlende Unabhängigkeit der Polizei als Rechnungsstellerin 

Verstärkt werden die Bedenken durch die Tatsache, dass die Kosten durch die Polizei selbst in 
Rechnung gestellt werden sollen. Damit ist es dieselbe Behörde, die bspw. Teilnehmer*innen und 
Organisator*innen einen Verstoss gegen die Bewilligungspflicht vorwirft, gegen die sie einen 
Polizeieinsatz geführt hat, strafprozessuale Ermittlungshandlungen vornimmt und nicht zuletzt über ein 
nicht unerhebliches finanzielles Eigeninteresse verfügt, auch zuständig, um über die abgaberechtliche 
Haftung zu entscheiden. Es ist offensichtlich, dass der Polizeibehörde dabei nicht über die 
erforderliche Unabhängigkeit verfügt und der Anschein einer Befangenheit besteht. 

1.4.  Gravierendes Sonderstrafrecht für Demonstrierende – verpackt als «harmlose» Gebühr 

Bei genauer Betrachtung und auch mit Blick auf die Rhetorik der Initiant*innen stellt die 
Kostenüberwälzung eine als Gebühr verkappte Strafe dar, wobei sämtliche grund- und 
menschenrechtliche Minimalanforderungen an das Aussprechen von Strafen missachtet werden. Da 
Polizeikosten typischerweise auf abstrakten Einsatzplänen und Gebührentabellen beruhen, sind sie 
grundsätzlich unbegrenzt kumulierbar und erreichen schnell immense Höhen. Anders als im 
Strafverfahren kommt bei einer – zumal zwingenden – Kostenüberwälzung das Schuldprinzip, das eine 
faire Strafzumessung garantieren soll, nicht zu Anwendung. Mehr noch: Da die Gebühren in einem 
Verwaltungsverfahren erhoben und überwälzt werden, gelangen auch elementarste Beschuldigtenrechte 
(wie das Recht, sich nicht selber belasten zu müssen) nicht zu Anwendung. 

Dies zeigt, dass die Initiative und der Gegenvorschlag auch an den Grundfesten des schweizerischen 
Rechtsstaates rütteln und fundamentale Garantien durch Schaffung eines als Gebührenrecht 
verpackten Sonderstrafrechts aushebeln. 

 

 
 

 
16 OSCE/ODIHR – Venice Commission Guidelines on Peaceful Assembly (3rd edition, 2020), CDL-AD(2019)017rev, Para. 89. 
17 OSCE/ODIHR – Venice Commission Guidelines on Peaceful Assembly (3rd edition, 2020), CDL-AD(2019)017rev, Para. 155. 

https://www.venice.coe.int/webforms/documents/default.aspx?pdffile=CDL-AD(2019)017rev-e
https://www.venice.coe.int/webforms/documents/default.aspx?pdffile=CDL-AD(2019)017rev-e
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2. Störung bewilligter Demonstrationen 
2.1.  Demonstrationen dürfen «stören»  

Damit die durch Artikel 11 der EMRK garantierte Versammlungsfreiheit nicht ausgehöhlt wird, verlangt 
der EGMR von Staaten ein gewisses Mass an Toleranz gegenüber friedlichen nicht angekündigten 
Versammlungen. Diese Toleranz sollte sich auch auf Versammlungen erstrecken, die eine bestimmte 
Störung des Alltags, einschliesslich des Verkehrs, verursachen.18 Dieser Rechtsprechung hat sich auch 
das Bundesgericht explizit angeschlossen.19  

Auch gemäss UNO-Menschenrechtsausschuss können friedliche Versammlungen in einigen Fällen von 
Natur aus oder absichtlich störend sein und erfordern ein hohes Mass an Toleranz.20 Er betont, dass 
Versammlungen eine legitime Nutzung des öffentlichen Raumes sind, und da sie von Natur aus ein 
gewisses Mass an Beeinträchtigung des Alltags mit sich bringen können, müssen solche Störungen in 
Kauf genommen werden, es sei denn, sie stellen eine unverhältnismässige Belastung dar; in diesem 
Fall müssen die Behörden in der Lage sein, jede Einschränkung ausführlich zu begründen.21  

Auch in Bezug auf die Ausübung der Rechte Dritter wie bspw. das Recht auf Privatsphäre und die 
Bewegungsfreiheit, muss ein gewisses Mass an Störung toleriert werden, wenn der Kern des Rechts auf 
Versammlungsfreiheit, nicht seiner Bedeutung beraubt werden soll.22 In einem jüngst ergangenen Urteil 
hat das Bundesgericht daran erinnert, dass eine nicht bewilligte friedliche Blockade eines Eingangs 
eines Einkaufszentrums, bei der Kund*innen am Zu- und Weggang gehindert wurden, vom Recht auf 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit geschützt ist.23 
 

2.2.  Gewalttätige Einzelpersonen können bereits strafrechtlich verfolgt werden 
 
Sollte eine Person während einer Demonstration Gewalt anwenden und Teilnehmer*innen einer (Gegen-
)Demonstration stören, ist es die Aufgabe der Polizei, diese unter Berücksichtigung der 
Verhältnismässigkeitsgrundsatzes zu isolieren sowie den weiteren Verlauf der Demonstration zu 
ermöglichen. Diese Personen sind individuell haftbar, wenn sie Straftaten begehen und können bereits 
heute strafrechtlich verfolgt werden. Es ist nicht nachvollziehbar, warum ein*e Straftäter*in im Rahmen 
einer Demonstration für den Polizeieinsatz zahlen sollte, während Straftäter*innen in anderen 
Kontexten keine Kosten auferlegt werden. Dies führt zu einer ungerechtfertigten Ungleichbehandlung. 
 

2.3.  Gegendemonstrationen müssen ermöglicht werden 
 
Gemäss UNO-Menschenrechtsausschuss schützt das Recht, sich friedlich zu versammeln, die 
Teilnehmer*innen nicht vor Protesten durch andere Mitglieder der Gesellschaft. Die Staaten müssen 
Gegendemonstrationen als eigenständige Versammlungen respektieren und gewährleisten und 
gleichzeitig verhindern, dass die Versammlungen, gegen die sie gerichtet sind, unangemessen gestört 
werden. Die Staaten müssen grundsätzlich einen inhaltsneutralen Ansatz für Gegendemonstrationen 
wählen, die so weit wie möglich in Sicht- und Hörweite der Versammlungen, gegen die sie gerichtet 
sind, stattfinden dürfen.24 
 

 
18 EGMR, Kudrevičius and Others v. Lithuania [GC], 2015, § 155; Malofeyeva, 2013, §§ 136-37. 
19 BGer, 18.10.2023, 6B_138/2023, E. 3.3.2. 
20 UNO Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung 37, UNO Dok. CCPR/C/GC/37, Para. 44. 
21 UNO Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung 37, UNO Dok. CCPR/C/GC/37, Para. 47. 
22 OSCE/ODIHR – Venice Commission Guidelines on Peaceful Assembly (3rd edition, 2020), CDL-AD(2019)017rev, Para 143. 
23 BGer 6B_138/2023, Urteil vom 18. Oktober 2023.   
24 UNO-Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung 37, UNO Dok. CCPR/C/GC/37, Para. 26. 

https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsrdB0H1l5979OVGGB%2BWPAXj3%2Bho0P51AAHSqSubYW2%2FRjpx65WYTJlg4IbLTUz3pDilW4CrHlIIls%2FYX6qNuk6Ze0omKuUloLgpOxEJyoDmb
https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsrdB0H1l5979OVGGB%2BWPAXj3%2Bho0P51AAHSqSubYW2%2FRjpx65WYTJlg4IbLTUz3pDilW4CrHlIIls%2FYX6qNuk6Ze0omKuUloLgpOxEJyoDmb
https://www.venice.coe.int/webforms/documents/default.aspx?pdffile=CDL-AD(2019)017rev-e
https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsrdB0H1l5979OVGGB%2BWPAXj3%2Bho0P51AAHSqSubYW2%2FRjpx65WYTJlg4IbLTUz3pDilW4CrHlIIls%2FYX6qNuk6Ze0omKuUloLgpOxEJyoDmb
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Auch der EGMR hat wiederholt daran erinnert, dass der Staat eine positive Verpflichtung hat, das 
Recht auf Versammlungsfreiheit beider demonstrierender Gruppen zu schützen, und die am wenigsten 
einschränkenden Mittel finden muss, um die Durchführung beider Demonstrationen zu ermöglichen.25  
 

2.4.  Drohende Kostenüberwälzung bei Gegendemonstrationen führt zu deren Vereitelung 
 
Gemäss Initiative sollen Teilnehmer*innen und Organisator*innen von Gegendemonstrationen bereits 
dann kostenpflichtig werden, wenn die Gegendemonstration eine bewilligte Veranstaltung stört und 
damit rechtswidrige Handlungen befördert werden. Nicht jede Störung und nicht jede Rechtswidrigkeit 
führt aber dazu, dass Gegendemonstrationen als Ganzes der grund- und menschenrechtliche Schutz 
abzusprechen wäre.26 Auch das Bundesgericht hat anerkannt, dass auch Versammlungen, die stören 
oder zu gewissen Beschränkungen des täglichen Lebens führen, in einem gewissen Rahmen zu 
tolerieren sind, damit die Versammlungsfreiheit gemäss Art. 11 EMRK nicht ausgehöhlt wird. 27 
Auch der Umstand, dass es an einer ursprünglich friedlichen Kundgebung zu Gewaltausübung 
kommt, lässt den Grundrechtsschutz nicht von vorneherein dahinfallen.28 

Müssen aber auch friedliche Teilnehmer*innen und Organisator*innen von Gegendemonstrationen, 
die trotz gewisser Störungen grund- und menschenrechtlich geschützt sind, mit der Überwälzung 
hoher Polizeikosten rechnen, drohen solche kritischen Kundgebungen im Ergebnis aufgrund des 
Einschüchterungs- und Abschreckungseffektes vereitelt zu werden. 

3. Bewilligungspflicht 
3.1.  Auch «unbewilligte» Demonstrationen sind vom Recht auf Protest geschützt   

Friedlich demonstrieren ist ein grundlegendes Menschenrecht, kein Privileg. Auch spontane und 
unbewilligte Demonstrationen sind grundrechtlich geschützt. Die friedliche Teilnahme an solchen 
Demonstrationen darf weder kriminalisiert noch sanktioniert werden. Laut internationalen 
Menschenrechtsstandards darf die Ausübung der Demonstrationsfreiheit nicht von einer Genehmigung 
der Behörden abhängig gemacht werden. Eine Bewilligungspflicht «untergräbt die Idee, dass friedliche 
Versammlungen ein Grundrecht sind».29 Mit einer generellen Bewilligungspflicht werden 
Spontandemonstrationen zudem gänzlich verunmöglicht, was die Demonstrationsfreiheit im Kern 
angreift. 

Zulässig ist lediglich eine Meldepflicht, die dem Zweck dient, den Behörden die Möglichkeit zu geben, 
ihrer völkerrechtlichen Pflicht des Schutzes und der Erleichterung des Rechts auf Protest nachzugehen. 
Gleichzeitig darf diese Vorschrift nicht dazu missbraucht werden, friedliche Versammlungen zu 
unterdrücken, und muss, wie bei anderen Eingriffen in das Recht auf Versammlungsfreiheit ein 
legitimes Ziel verfolgen. Schliesslich darf die Durchsetzung der Meldepflicht nicht zum Selbstzweck 
verkommen.30 

Solange eine Demonstration, sei sie bewilligt oder nicht, friedlich ist, fällt sie in den Schutzbereich der 
Demonstrationsfreiheit. Dies gilt auch, wenn solche Versammlungen stören oder zu gewissen 
Beschränkungen des täglichen Lebens führen. Auch das Bundesgericht hat festgehalten, dass die 
Behörden gegenüber solchen friedlichen Versammlungen eine gewisse Toleranz an den Tag legen 
müssen, damit die Versammlungsfreiheit gemäss Art. 11 EMRK nicht ausgehöhlt wird.31 

 
25 EGMR Fáber gegen Ungarn, 2012, § 43. 
26 Vgl. z.B. BGE 143 I 147, E. 3.2. 
27 BGer, 18.10.2023, 6B_138/2023, E. 3.3.2. 
28 BGE 143 I 147, E. 3.2. 
29 UNO Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung 37, UNO Dok. CCPR/C/GC/37, Para. 70. 
30 UNO Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung 37, UNO Dok. CCPR/C/GC/37, Para. 70. 
31 BGer, 18.10.2023, 6B_138/2023, E. 3.3.2. 

https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsrdB0H1l5979OVGGB%2BWPAXj3%2Bho0P51AAHSqSubYW2%2FRjpx65WYTJlg4IbLTUz3pDilW4CrHlIIls%2FYX6qNuk6Ze0omKuUloLgpOxEJyoDmb
https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsrdB0H1l5979OVGGB%2BWPAXj3%2Bho0P51AAHSqSubYW2%2FRjpx65WYTJlg4IbLTUz3pDilW4CrHlIIls%2FYX6qNuk6Ze0omKuUloLgpOxEJyoDmb
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3.2.  Unbewilligt bedeutet nicht gewalttätig  

Eine «unbewilligte» Demonstration von vornherein als potenzielle gewalttätig einzustufen ist 
pauschalisierend und widerspricht dem völkerrechtlichen Grundsatz, dass Versammlungen 
grundsätzlich als friedlich zu betrachten sind. Diese Vermutung zugunsten von friedlichen 
Versammlungen schliesst eine Verpflichtung zur Toleranz und Zurückhaltung gegenüber friedlichen 
Versammlungen in Situationen ein, in denen gesetzliche oder administrative Verfahren und 
Formalitäten nicht eingehalten wurden.32 

Zu erwähnen ist, dass die OSZE in diesem spezifischen Kontext gegenüber der Schweiz ausdrücklich 
Folgendes empfohlen hat: «Wir empfehlen, den Grundsatz, friedliche, aber nicht bewilligte 
Demonstrationen zuzulassen, die Teilnehmer solcher Demonstrationen nicht zu bestrafen und mit 
potenziell oder tatsächlich gewalttätigen Demonstranten individuell umzugehen (einschliesslich 
Verhaftung, Strafverfolgung und Bestrafung), zur Standardregel des polizeilichen Einsatzes zu machen 
(…). Dieser Grundsatz sollte auch dann gelten, wenn eine vorherige Bewilligung für die Demonstration 
beantragt und abgelehnt wurde, die Menschen aber dennoch auf die Strasse gegangen sind, solange 
die Proteste (überwiegend) friedlich verlaufen.».33  

Das Versäumnis, eine Versammlung bei den Behörden zu melden (oder sie bewilligen zu lassen), macht 
die Teilnahme an der Versammlung nicht rechtswidrig und darf nicht als Grundlage für die Auflösung 
der Versammlung oder die Verhaftung der Teilnehmer*innen oder für die Verhängung unangemessener 
Strafen dienen, wie z.B. die strafrechtliche Verurteilung der Teilnehmer*innen oder Organisator*innen.  
Eine unterlassene Meldung entbindet die Behörden nicht von der Pflicht, die Versammlung zu 
ermöglichen und die Teilnehmer*innen zu schützen.34 

 
Amnesty International Schweiz, Dezember 2023 

 

 
32 OSCE/ODIHR – Venice Commission Guidelines on Peaceful Assembly (3rd edition, 2020), CDL-AD(2019)017rev, Para 21. 
33  Self-Evaluation OSCE Chairmanship, SKMR, 24. Oktober 2015, S. 14. 
34 UNO Menschenrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung 37, UNO Dok. CCPR/C/GC/37, Para. 71. 

https://www.venice.coe.int/webforms/documents/default.aspx?pdffile=CDL-AD(2019)017rev-e
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwjh3e3U9YqDAxWL6aQKHbnuBeMQFnoECAwQAQ&url=https%3A%2F%2Fskmr.ch%2Fassets%2Fpublications%2F141204_Self-Evaluation_OSCE_Chairmanship_Updated_Version_compressed.pdf&usg=AOvVaw0I3vjoLX0CA25YtQ0rT7CA&opi=89978449
https://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsrdB0H1l5979OVGGB%2BWPAXj3%2Bho0P51AAHSqSubYW2%2FRjpx65WYTJlg4IbLTUz3pDilW4CrHlIIls%2FYX6qNuk6Ze0omKuUloLgpOxEJyoDmb



